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„Solo sí es sí “

Auf der Erotikskala erreichte er in etwa das Level des sozialistischen 
Bruderkusses zwischen Erich Honecker und Leonid Breschnew, noch 
dazu dauerte er kaum eine halbe Sekunde: Der Kuss, den der 
mittlerweile seines Amtes enthobene Präsident des spanischen Fuß-
ballverbands (RFEF) Luis Rubiales Nationalspielerin Jennifer Hermoso 
im Überschwang der Freude auf die Lippen drückte, spaltet auch ein-
einhalb Jahre später die spanische Gesellschaft. Nun wurde er vom 
Nationalen Gerichtshof wegen sexuellen Missbrauchs und Nötigung 
zu einer Geldstrafe von knapp 11.000 EUR verurteilt. Eine Haftstrafe 
bleibt ihm damit erspart. Die Zerstörung der Siegesfreude über das 
am 20.8.​2023 in Australien gewonnene Endspiel der Frauenweltmeis-
terschaft fußt auf Art. 178 des seit 2022 verschärften Ley Orgánica 
10/2022, de 6 de septiembre, de garantía integral de la libertad se-
xual, landläufig auch als „solo sí es sí“ bezeichnet: nur Ja heißt Ja. Ob 
Hermoso dem Kuss zugestimmt hätte, wenn Rubiales im allgemeinen 
Siegestaumel nach Erlaubnis gefragt hätte, werden wir nicht mehr er-
fahren. Einen Hinweis gibt jedoch ein weiteres im Netz kursierendes 
Video, aufgezeichnet nach der Siegesfeier im Mannschaftsbus, als die 
Spielerin in ausgelassener Stimmung ein Foto der Kussszene auf ihrem 
Smartphone wie eine Trophäe herumzeigt.

Am Folgetag, als es zu hitzigen Diskussionen unter den Feministin-
nen des Landes kommt, gesteht Rubiales einen Fehler ein: „Es war in 
einem ergreifenden Moment, ohne jegliche böse Absicht“ und sei 
„sehr spontan“ gewesen. Hermoso ihrerseits bezeichnete den Kuss als 
eine „natürliche Geste der Zuneigung und Dankbarkeit“, die man nicht 
„überbewerten“ dürfe. Was zwischen dieser Erklärung und dem Be-
ginn des Prozesses passiert ist, kann nur vermutet werden. Denn die 
gerichtlichen Aussagen der Spielerin klingen nun ganz anders: „So 
etwas kann und darf nicht passieren, weder im sozialen noch im Ar-
beitsumfeld.“ Sie habe sich nicht respektiert gefühlt, einer ihrer glück-
lichsten Tage sei dadurch verdorben worden. Hermoso übernimmt 
damit die Sichtweise der spanischen Gleichstellungsministerin Irene 
Montero, die den Kuss als „eine Form der sexuellen Gewalt“ bezeich-
net hatte. Ist es wirklich ein Zeichen sexueller Befreiung, die Interpre-
tation des eigenen Empfindens dem gesellschaftlichen Erwartungs-
druck anzupassen?

Ist es im Sinne einer erfolgreichen Sportlerin, den Moment ihres 
größten Triumphs nun für immer mit ihrem Opferstatus verknüpft zu 
wissen? Hat das spanische Strafrecht an diesem Punkt nicht längst 
die Grenzen dessen überschritten, was Gesetze leisten können und 
sollen? Auch in Deutschland gibt es ernsthafte Bestrebungen, das 
Sexualstrafrecht zu einem Nur-Ja-heißt-Ja-Gesetz umzuformen. Es 
lohnt sich, vorher die spanische Variante zu studieren, deren drakoni-
sche Regelungen geeignet sind, jeden unbekümmerten Umgang der 
Geschlechter miteinander zu unterbinden und nichts als Verlierer zu 
hinterlassen. •
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Asylprozesse. Nach dem Terroran-
schlag von Solingen haben in Nord-
rhein-Westfalen drei neue Asylkam-
mern ihre Arbeit aufgenommen. Das 
hat Landesjustizminister Benjamin 
Limbach (Grüne) unter ausdrückli-
chem Hinweis auf das Attentat mit-
geteilt, bei dem ein syrischer Asyl-
bewerber auf einem Stadtfest drei 
Menschen erstochen und acht wei-
tere Personen teilweise schwer ver-
letzt hatte. An den VGs Köln, Gel-
senkirchen und Minden wurden 
neun neue Planstellen für Richterin-
nen und Richter sowie sechs Stellen 
für Servicekräfte geschaffen. Damit 
gibt es zwischen Rhein und Ruhr an 
fünf Gerichten insgesamt sechs 
Spruchkörper ausschließlich für 
Asylverfahren. Nordrhein-Westfa-
len hatte im August 2024 eine Ver-
ordnung über die verwaltungsge-
richtlichen Zuständigkeiten für 
Rechtsstreitigkeiten nach dem Asyl-
gesetz in Kraft gesetzt, um den Ge-
richten eine Spezialisierung auf be-
stimmte Herkunftsstaaten zu er-
möglichen. Jedes der sieben VGs ist 
seitdem exklusiv für ein Cluster von 
Herkunftsstaaten verantwortlich.

Nicht unabhängig. Brandenburgs 
Justizminister Benjamin Grimm 
(SPD) hat neue Transparenzregelun-
gen zum Weisungsrecht seines Hau-
ses gegenüber der Staatsanwalt-
schaft geschaffen. Solche Anord-
nungen müssen in Textform ergehen 
und zu den Akten genommen wer-
den. Das GVG erlaube die Erteilung 
von allgemeinen sowie von Einzel-
weisungen, so der Ressortchef.

Per Pedes. Das Bundeskabinett hat 
auf Vorschlag von Verkehrsminister 
Volker Wissing (parteilos) eine Stra-
tegie beschlossen, um den Fußver-
kehr als „gleichwertigen Bestandteil 
einer modernen und umweltfreund-
lichen Mobilität“ zu stärken. Im Fo-
kus stehen Sicherheit, Attraktivität 
und Barrierefreiheit. Länder und 
Kommunen erhalten damit Empfeh-
lungen, um die Bedingungen für all 
jene Verkehrsteilnehmer, die ohne 
ein Fahrzeug unterwegs sind, zu 
verbessern. • jja

MELDUNGEN KOLUMNE

NJW-aktuell 10/2025� 7


